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Umstrittene Bauprojekte*: Widerstand einer großen Volksbewegung
B U N D E S H A U S H A L T

Heimliches Risiko
Ohne Kontrolle des Parlaments bürgt der Bund für oft 

zweifelhafte Exportgeschäfte. Die von Rot-Grün 
geplante Reform des Vergabesystems droht zu scheitern.
Meistens Miese
Jährliches Defizit bei Bundesbürg-
schaften (Hermesgarantien)*
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schaftlicher Gewähr-
leistungen, Quelle:
Finanzministerium
Der Ort verführt zum Schwärmen.
Hoch über dem Tal des Tigris
thront eine Burg auf einem Felsen,

um den sich hunderte uralter Häuser 
und mehrere Moscheen drängen. In Ha-
sankeyf, der einzigen noch vollständig
erhaltenen mittelalterlichen Siedlung im
türkischen Kurdistan, vermischten sich
schon vor 2000 Jahren die Kulturen Me-
sopotamiens, Innerasiens und des alten
Rom – für Archäologen eine einzigartige
Fundstätte.

Doch bald könnte Hasankeyf in den Flu-
ten versinken. Flussabwärts in der Region
Ilisu plant die türkische Regierung die
Errichtung eines 130 Meter hohen
Staudamms. Im künstlichen See dahinter
würden neben dem antiken Handels-
zentrum über 100 Dörfer und Kleinstädte
untergehen.

An die 30000 Menschen drohe die Ver-
treibung, protestieren kurdische Men-
schenrechtler. Das Ilisu-Projekt verschärfe
den schwelenden Bürgerkrieg in der Re-
gion. Zudem beschwert sich die syrische
Regierung, die Türkei wolle mit dem
Damm dem feindlichen Nachbarn die
wichtigste Wasserquelle abdrehen.

Der Damm sorgt nicht nur im Nahen
Osten für Konflikte, sondern auch am Ka-
binettstisch der rot-grünen Koalition in

* Links: Sardar-Sarovar-Damm im Narmada-Fluss in In-
dien; rechts: Atomkraftwerk „Rowno“ in der Ukraine.
Berlin. Die Minister müssen demnächst ent-
scheiden, ob sie einem der mit dem Bau des
Wasserkraftwerks beauftragten Unterneh-
men, einer Tochterfirma des Elektrotech-
nik-Konzerns ABB, eine so genannte Her-
mes-Bürgschaft gewähren. Mit solchen „au-
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ßenwirtschaftlichen Gewährleistungen“ (so
der Budget-Titel) übernimmt der Bund das
Risiko für den Fall, dass die Auftraggeber
von Exportgeschäften nicht zahlen können.

Das beschert der Regierung aber indi-
rekt auch die Verantwortung für die Folgen
der geförderten Projekte. Weil das Vorha-
ben die Spannungen in der Krisenregion
anheize, „sollten wir bei dem Ilisu-Damm
nicht mitmachen“, meint darum Entwick-
lungshilfeministerin Heidemarie Wieczo-
rek-Zeul (SPD) und weiß sich darin einig
mit mehreren Abgeordneten beider Koali-
tionsfraktionen.

Sowohl der parteilose Wirtschaftsminis-
ter Werner Müller als auch Außenamtschef
Joschka Fischer (Grüne) signalisierten da-
gegen bereits ihre Zustimmung. „Das wird
noch eine harte Auseinandersetzung“,
schwant einem der beteiligten Beamten.

Mit dem Streit um den Tigris-Damm
kommt ein weiterer Konflikt um ein rot-
grünes Reformprojekt zum Vorschein: Die
Außenwirtschaftsförderung sollte laut Ko-
alitionsvertrag „unter ökologischen, so-
zialen und entwicklungsverträglichen Ge-
sichtspunkten“ umgebaut werden – dar-
aus wird wohl nichts.

Es geht um jährlich über 30000 Bürg-
schaften, die das Hamburger Versiche-
rungsunternehmen Hermes AG, eine Toch-
ter des Allianz-Konzerns, gegen die Zah-
lung von Gebühren im Auftrag des Bundes
für Exporte in wirtschaftlich instabile Län-
der der Dritten Welt oder Osteuropas über-
nimmt.

Eine solche Risiko-Absicherung zu Las-
ten des Steuerzahlers ist in allen westlichen
Industriestaaten eine gängige Methode der
Exportförderung.Vielfach werden aber auf
diesem Weg Projekte ermöglicht, die in den
Importstaaten erhebliche ökologische und
soziale Probleme verursachen.

Die bettelarme Slowakei etwa ließ mit
Hermes-Deckung für 130 Millionen Mark
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rale*: Jährlich 100 Millionen Mark für die Allian

Grüner Haushälter Metzger
Von der SPD abgeschmettert 
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ein Atomkraftwerk sowjeti-
scher Bauart durch den Sie-
mens-Konzern fertig stellen,
obwohl die Anlage wichtige
westliche Sicherheitsstan-
dards nicht erfüllt. In China
bürgt der Bund für einen
großen Teil der Bauleistun-
gen am so genannten Drei-
Schluchten-Damm. Dessen
Errichtung erzwingt die Um-
siedlung von mehr als einer
Million Menschen, ist tech-
nisch hoch riskant und för-
dert die Ausbreitung tödli-
cher Parasitenkrankheiten.
Britische Wissenschaftler be-
zeichneten das Vorhaben als
das „Tschernobyl der Was-
serkraft“.

Zugleich verführt die be-
queme Staatsgarantie zu un-
soliden Kalkulationen in den
Käuferstaaten. Knapp ein Drittel der Schul-
den von Entwicklungsländern gegenüber
Deutschland sind Forderungen aus fällig
gewordenen Handelsbürgschaften.

Die Rechnung wird mit Steuergeldern
beglichen. Die Versicherungsgebühren und
die ausgezahlten Schadenserstattungen
laufen direkt durch den Bundeshaushalt.
An die 100 Millionen Mark im Jahr kassiert
dabei die Allianz für die Verwaltung.

Das System macht meistens Miese. Je
nach Krisenlage der Weltwirtschaft und
politischen Umbrüchen in den Importlän-
dern muss der Steuerzahler für Schäden
von bis zu fünf Milliarden Mark im Jahr ge-
radestehen (siehe Grafik Seite 98). Seit
1983 lief ein Defizit von über 26 Milliarden
Mark auf.

Ob und wann die Gelder von den
Schuldnerländern wieder eingetrieben
werden können, vermag niemand zu sa-
gen. „Auch für die kommenden Jahre ist
mit relativ hohen Ausgaben für politische
Schäden zu rechnen“, kündigte das Fi-
nanzministerium vergangenen Mai in ei-
nem als „Verschlusssache“ deklarierten
Bericht zu den Hermes-Finanzen an.

Den Milliardenposten im Etat kann der
Bundestag praktisch nicht kontrollieren.
Die Bürgschaften im Zeichen des Götter-
boten Hermes vergibt ein Ausschuss von
Beamten aus Wirtschafts-, Finanz-,Außen-
und Entwicklungshilfe-Ministerium, im
Streitfall entscheidet das Kabinett. „Der
Bund zahlt Milliardensummen aus, und wir
Haushaltspolitiker sind dabei völlig ohn-
mächtig“, beklagt der grüne Abgeordnete
Oswald Metzger.

Zudem sind alle Vorhaben grundsätzlich
geheim. Zweifelhafte Projekte kamen bis-
lang stets nur an die Öffentlichkeit, wenn
Umwelt- und Solidaritätsgruppen Proteste
und Kritik aus den Importstaaten publik
machten.

Ein Bündnis von 120 solcher Nichtregie-
rungsorganisationen unter Führung des

Hermes-Zent
100
Verbands World Economy, Ecology and
Development (WEED) fordert daher seit
langem die Öffnung des Verfahrens und
ein Anhörungsrecht für kritische Wissen-
schaftler sowie Vertreter der betroffenen
Bevölkerung aus den Importländern.

Dafür haben die Aktivisten ein überra-
schendes Vorbild – die US-Regierung.
Deren Exportgarantie-Behörde hat sich 
die strengen ökologischen und sozialen
Standards der Weltbank zu Eigen ge-
macht und fordert Kritiker bei strittigen
Vorhaben öffentlich per Internet zu Stel-
lungnahmen auf.

Bis zum Regierungsantritt konnten sich
die Anti-Hermes-Streiter denn auch der
Unterstützung von Grünen und Sozialde-
mokraten sicher sein, die mehrfach ent-
sprechende Anträge im Bundestag ein-
brachten.

Seit dem Machtwechsel befiel die rot-
grünen Reformer aber Furcht vor der ei-
genen Courage. „Das Hermes-System ist
kein Instrument der Entwicklungshilfe,
sondern soll die deutsche Industrie im 
internationalen Wettbewerb effizient un-
terstützen“, argumentiert Michael Kruse,
der für Hermes zuständige Referatsleiter
von Wirtschaftsminister Müller. Man kön-
ne die Bürgschaftsvergabe „nicht zu einem 

* In Hamburg.
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Gouvernanzinstrument ma-
chen“, meint nun auch 
SPD-Fraktionsvize Ernst
Schwanhold. Darum seien
die alten Reformvorschlä-
ge nicht zu verwirklichen.
„Die Entscheidungen der
Importländer“ seien zu „re-
spektieren“.

Den Vorschlag des grünen
Haushälters Metzger, mit
dem neuen Haushaltsgesetz
dem Budget-Ausschuss des
Bundestags ein Mitentschei-
dungsrecht bei Bürgschaften
von über 50 Millionen Mark
einzuräumen, schmetterte
die SPD in der koalitionsin-
ternen Arbeitsgruppe Haus-
halt vergangene Woche
rundheraus ab.

Doch die bisherige Lässig-
keit bei der Vergabe von

Bürgschaften wird die Koalition genau wie
bei Rüstungsexporten in immer neue Kon-
flikte stürzen. Neben dem Ilisu-Damm ste-
hen in der nächsten Zeit zwei weitere kniff-
lige Entscheidungen an:
π Die Ukraine will zwei Atomkraftwerke

sowjetischer Bauart mit westlichen
Krediten durch ein Konsortium aus Sie-
mens und dem französischen Staats-
konzern Framatome fertig stellen las-
sen. Ohne Hermes-Deckung würde die
Finanzierung platzen, die ukrainische
Betreibergesellschaft gilt als zahlungs-
unfähig. Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der hat allerdings gegenüber dem
Hauptfinanzier, der Londoner Osteu-
ropabank, Deutschlands Zustimmung
schon avisiert.

π In Indien will ein privater Konzern das
Wasserkraftwerk Maheschwar bauen.
Das Projekt, zu dem auch ein riesiger
Staudamm im Narmada-Fluss gehört,
stößt auf den Widerstand einer großen
Volksbewegung (SPIEGEL 30/1999). Ob-
wohl die staatliche Elektrizitätsgesell-
schaft die Stromabnahme voraussicht-
lich gar nicht bezahlen kann und der
Münchner Viag-Konzern sich aus dem
Projekt zurückzog, wollen die zuständi-
gen Beamten des Wirtschaftsministeri-
ums den Bund für die Bezahlung der bei
Siemens bestellten Elektrotechnik bür-
gen lassen.
Damit steht vor allem für die Grünen

viel auf dem Spiel. Insbesondere die
Untätigkeit von Außenminister Joschka Fi-
scher sorgt für Irritation bei der grünen
Klientel. In Sachen Ilisu-Damm böte die
Konfliktlage in Kurdistan eigentlich aus-
reichend Grund für ein Veto des Auswärti-
gen Amts.

Hinter der Reformkampagne, mahnt
WEED-Sprecherin Barbara Unmüssig,
„stehen Organisationen mit über einer Mil-
lion Mitgliedern, darunter sicher viele Grü-
nen-Wähler“. Harald Schumann
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